en 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


12 Nr. 75. 


(Nr. 6761.) Verordnung, betreffend die Erhebung der Stempelſteuer in den Herzogthümern 
Schleswig und Holſtein. Vom 7. Auguſt 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für die Herzogthümer 
Schleswig und Holſtein, was folgt: 


. K. 1 
7 Vom 1. September 1867. ab ſind von den in dem anliegenden von Uns 
Hallen Tarife bezeichneten ſtempelpflichtigen Verhandlungen die daſelbſt be⸗ 
ſtimmten Stempelabgaben allein nach Vorſchrift dieſer Verordnung zu erheben. 
. Von demſelben Tage ab werden alle in den Herzogthümern Schleswig 
unnd Holſtein zur Zeit beſtehenden Stempelgebühren, die Abgabe von einem halben 
Prozent des Werthes unbeweglicher Güter, ſo oft ſelbige auf andere Eigenthümer 
übertragen werden, und die Abgabe von einem halben Prozent von Auktions⸗ 
geldern aufgehoben. 

Wegen der Stempelſteuer von Zeitungen, Wechſeln, Kalendern und Spiel⸗ 
karten und wegen der Erbſchaftsabgabe bewendet es bei den beſonderen dieſerhalb 
erlaſſenen Verordnungen. 5 

In Betreff der Erhebung der Stempelabgabe bei den Gerichten enthält die 
wegen des Gerichtskoſtenweſens ergehende Verordnung die weiteren Beſtimmungen. 


$. 2. 
Wenn der Werth eines Gegenſtandes ausgemittelt werden ſoll, um den 
0 e der Stempelgebühren zu beſtimmen, ſo iſt dabei im Allgemeinen nach 
folgenden Regeln zu verfahren: 
a) die Berechnung iſt in Preußiſchem Silbergelde nach dem Dreißig⸗Thalerfuße 
anzulegen; 


ihrem Betrage in Preußiſchem Silbergelde ausgedrückt werden. Hierbei 
Jiuhrgang 1867. (Nr. 6761) 168° jollen 


 Ansgegeben zu Berlin den 17. Auguft 1867. 


b) es müſſen alſo alle in anderen Währungen angegebenen Werthe nach 


follen 10 Thaler in Golde für 11 Thaler in Silbergeld und an 
Währungen nach den vom Finanzminiſter feſtgeſetzten Mittelwerthen, oder, 

falls die Feſtſetzung eines Mittelwerthes nicht ſtattgefunden hat, nach dem 

Tageskurſe angenommen werden; RS 


e) von immerwährenden Nutzungen wird das Zwanzigfache ihres einjähr 
Betrages als Kapitalserth angenommen; von einer Leibrente oder einem 
Nießbrauchsrechte auf Lebens oder andere unbeſtimmte Zeit dagegen n 
das Zwölfundeinhalbfache der einjährigen Nutzung 


d) Nutzungen eines Kapitals ſind zu fünf vom Hundert jährlich zu ver 
anſchlagen, ſofern ein anderer Prozentſatz für die Nutzung aus den 
ſtempelpflichtigen Verhandlungen darüber nicht ausdrücklich hervorgeht 


e) der Werth von Bergwerksantheilen iſt nach dem Gutachten der Ober⸗ 
bergämter anzunehmen / 


1) der Betrag aller übrigen 
in der Regel von dem S 
anzugeben, ſofern er aus den ſte 
unzweifelhaft hervorgeht. Trägt d 
für richtig anzunehmen, ſo kann ſie die Abſchätzung nach 
Vorſchriften über gerichtliche Werthsermittelungen veranlaffen. 


. 3. 


Der nach dem anliegenden Tarife zu entrichtenden Stempelſteuer find n 
unterworfen: 5 


a) Verhandlungen und Geſuche über Gegenſtände, deren Werth nach 6 
geſchätzt werden kann, wenn dieſer Werth funfzig Thaler Silb 
nicht erreicht / 


b) alle Verhandlungen und Zeugniſſe, welche wegen Beſtimmung des 
trages 1 Abgaben und Einziehung derſelben, wegen E 
in den Kriegsdienſt und überhaupt wegen Leiſtungen an den Staat 
Folge allgemeiner Vorſchriften beigebracht werden müſſen, ſofern ſie # 
allein zu dieſem Zwecke dienen, desgleichen Verhandlungen und Gel 
wegen Befreiung von den Landwehrübungen , f 


alle Verhandlungen wegen gutsherrlich⸗ñäuerlicher Auseinanderſetzun 
wegen Theilung der Gemeinheiten und Auseinanderſetzung des im Gen 
liegenden Grundeigenthums, wegen Ablöſung von Dienſten und an 
Leiſtungen, die auf Grundſtücken haften, und wegen Ablöſung aus 
licher Gewerbsberechtigungen, ſofern dieſe Verhandlungen vor den 1 
der amtlichen Leitung der bezeichneten Angelegenheiten beauftragt 
Behörden oder Beamten oder auf deren Nequifition ſtattfinden / 


ch alle Verhandlungen vor den Verwaltungsbehörden wegen Zertheilu 
Grundſtücken und wegen Gründung neuer Anſiedelungen, ſowie in 


bau- und Berfttbsungelegnfeten und über Widerſpruchsrechte oder 
Entſchädigungsanſprüche in Beziehung auf Bewäſſerungs⸗ oder Ent⸗ 


wäſſerungsanlagen bei Privatflüſſen; 


alle Verhandlungen über Beſitzveränderungen, welche zum Zweck des 
gemeinen Beſten unter Verpflichtung der Intereſſenten angeordnet werden 
müſſen, insbeſondere wegen Ueberlaſſung und wegen der Entschädigung 
für die Abtretung der zum Chauſſeebau, oder dieſem im Geltungsbereiche 
des Geſetzes wegen der Stempelſteuer vom 7. März 1822. (Geſetz⸗»Samml. 
S. 57.) gleichgeſtellten Bauten in Anſpruch genommenen Grundſtücke, 
inſofern dieſelben der Expropriation unterworfen ſind, ohne Unterſchied, 
ob die Veräußerung ſelbſt durch Expropriation oder freien Vertrag 
bewirkt tft; g 
Geſuche, welche Gläubiger des Staates, öffentlicher Anftalten und Gemeinden 
an Behörden richten, um zu ihrer Befriedigung zu gelangen, und die 
darauf ertheilten Beſcheide ; 


polizeiliche Verhandlungen und Geſuche in Bauangelegenheiten und Bau⸗ 
Konſenſe / 5 
) Geſuche um Ertheilung von Reiſepäſſen; 


) Verhandlungen und Gefuche, wofür die Stempelfreiheit Armuths halber 
zu bewilligen ift; 


9) die noch außerdem in den Landestheilen, wo das Geſetz wegen der Stempel⸗ 
ſteuer vom 7. März 1822. gilt, beſtehenden e über die 


Befreiung gewiſſer Angelegenheiten von der Stempelſteuer ſollen ebenfalls, 

ſoweit nicht die Verſchiedenheit der Verhältniſſe ihrer Anwendung ent⸗ 
egenſteht, nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters in den im 

Eingange dieſer Verordnung bezeichneten Landestheilen in Kraft treten. 


1 §. 4. 
Von Entrichtung der in dem anliegenden Tarife vorgeſchriebenen Stempel⸗ 
ker befreit find: N 
.der Fiskus und alle öffentlichen Anſtalten und Kaſſen, welche für Rechnung 
des Staates verwaltet werden oder dieſen gleichgeftellt find; 
die Preußifche Bank, ihre Komtoire, Kommanditen und Agenturen und 
diejenigen Geld⸗ und Kreditinſtitute, denen in Betreff der Stempel die 
Rechte der Preußiſchen Bank bewilligt find; | 
e) Kirchen, öffentliche Armen⸗, Kranken-, Arbeits-, Straf⸗ und Beſſerungs⸗ 
Anſtalten, Waiſenhäuſer und andere milde Stiftungen, inſofern ſolche 
nicht einzelne Familien oder beſtimmte⸗ Perſonen betreffen; 
00 Stadt: und Landgemeinden und Gutsherrſchaften in Armen-Angelegenheiten; 
Öffentliche Schulen und Univerfitäten; 


1685 1) ge⸗ 


1 


f) gemeinnützige Baugeſellſchaften nach dem Geſetze vom 3. März 1867. 
(Geſetz-Samml. S. 385.) 


g) Privatunternehmungen, welche nicht auf einen beſonderen Geldgewinn der 
Unternehmer gerichtet find, ſondern einen gemeinnützigen, nicht auf einzelne 
Familien oder Korporationen beſchränkten Zweck haben, ſofern dieſen 
Unternehmungen die Befreiung von der Stempelſteuer in den Landes 7 
theilen, wo das Geſetz vom 7. März 1822. gilt, oder innerhalb eines 
der im Eingange dieſer Verordnung bezeichneten Landestheile nach den 
bisherigen Vet unmmge zuſteht oder künftig verliehen werden wird. 


Im Uebrigen werden alle ſonſtigen, in den im Eingange dieſer Verordnung 
bezeichneten Landestheilen beſtehenden, insbeſondere alle gewiſſen Ständen, örtlichen 
Bezirken und den nur zum Vortheile einzelner Klaſſen der Staatsbürger errich⸗ 
teten Inſtituten bewilligten Befreiungen aufgehoben. 

Wenn hiernach in einzelnen Fällen die Fortdauer der in den gedachten 
Landestheilen beſtehenden Befreiungen zweifelhaft iſt, jo iſt darüber gemeinſchaftlich 
von den Miniſtern der Finanzen und der Juſtiz zu entſcheiden. 1 

Wegen ſolcher Befreiungen, welche auf mit der Landesherrſchaft ab- 
geſchloſſenen läſtigen Verträgen beruhen, bleibt beſondere Beſtimmung vorbehalten. 

In Betreff der den Mitgliedern des 0 Hauſes und des Fürſtlich 
Hohenzollernſchen Hauſes gewiſſen Anſtalten, Geſellſchaften oder Perſonen ver: 
liehenen Stempelfreiheit kommen die in den Landestheilen, wo das Geſetz vom 
7. März 1822. gilt, beſtehenden Vorſchriften auch in den Eingangs dieſer Ver⸗ 
ordnung bezeichneten Landestheilen zur Anwendung. 

Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen von der Stempelſteuer befreiten 
Behörden, Anſtalten, Perſonen u. ſ. w. ſind nicht befugt, dieſe Befreiung den 
Privatperſonen, mit welchen ſie Verträge eingehen, einzuräumen, wenn dieſe 
Perſonen an ſich nach geſetzlicher Vorſchrift zur Entrichtung des Stempels ver 
bunden ſind. Bei allen zweiſeitigen Verträgen der Art muß jedesmal die Hälfte 
des Stempels für den Vertrag und für die ausgefertigten Ueberexemplare deſſelben 
außerdem noch der vorgeſchriebene Stempel ($. 10.) entrichtet werden. 


$. 5. 
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zubringen und zu Faffiven, auch der Tag, wo dies geſchehen, vorgedachtermaaßen 
zu beſcheinigen. 

Nur bei Vollmachten und ſolchen Verhandlungen, wozu Gerichts⸗ oder 
andere öffentliche Behörden und Beamte den Stempel beizubringen von Amts⸗ 
wegen verpflichtet ſind, bedarf es keiner Beſcheinigung des Zeitpunktes, worin 
dies geſchehen. N 


$. 6. 


Wenn i en en Verhandlungen auch ſtärker als ein Bogen find, 

ſo wird doch nur zum erſten Bogen der vorgeſchriebene Stempel erfordert. Müſſen 
mehrere Stempelbogen beigebracht werden, um den geſetzlichen Betrag des Stempels 
für eine Verhandlung zu erfüllen, ſo muß der höchſte beigebrachte Stempelbogen 
zum erſten Bogen der Verhandlung gebraucht, das übrige Stempelpapier aber zu 
den folgenden Bogen der Verhandlung genommen, und was auf ſolche Weiſe 
nicht verwendet werden kann, zur Verhandlung kaſſirt werden. 

Wird das Stempelpapier zur Verhandlung blos umgeſchlagen, ſo muß 
nicht nur der Hauptbogen, ſondern auch jeder zur Ergänzung des Stempelbetrages 
beigefügte Nebenbogen, unter Beobachtung der Vorſchriften des $. 5., dazu be⸗ 
ſonders kaſſirt werden. 

f RE 
N Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, Stempelmarken anfertigen und zum 
Verkauf ſtellen zu laſſen, durch deren Befeſtigung auf ee Schrift⸗ 


ſtücken die geſetzliche Verpflichtung zur Verwendung von tempelpapier erfüllt 
werden kann. 


§. 8. 

Für welche ſtempelpflichtige Schriftſtücke die Verwendung von Stempel⸗ 
marken ſtatthaft iſt, in welcher Weiſe und zu welcher Zeit die Verwendung er⸗ 
folgen muß, wird von dem Finanzminiſter beſtimmt und öffentlich bekannt gemacht. 

Stempelmarken, welche nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe oder nicht 
rechtzeitig verwendet worden ſind, werden als nicht verwendet angeſehen. 


. 9. 


Wer unechte Stempelmarken anfertigt, oder echte Stempelmarken verfälſcht, 
ingleichen wer wiſſentlich von falſchen oder verfälſchten Stempelmarken Gebrauch 
macht, hat die im §. 253. des Strafgeſetzbuchs angedrohte Strafe verwirkt. 
Wer wiſſentlich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke zu ſtempel⸗ 
Pflichtigen Schriftſtücken verwendet, hat außer der Strafe, welche wegen Stempel⸗ 

kontravention eintritt, eine Geldbuße von 10 bis 200 Thalern oder verhältniß⸗ 
mäßige Gefängnißſtrafe verwirkt. 

Wer wiſſentlich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke veräußert, 
wird, inſofern er nicht als Urheber des im vorhergehenden Satze vorgeſehenen 
f Vergehens oder als Theilnehmer an demſelben anzuſehen iſt, mit Geldbuße von 
f mem bis zu zwanzig Thalern oder mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe 5. 10 
N (Nr, 6761.) . 5 


r 


$. 10. = 

Werden von einer Verhandlung verfchiedene Exemplare ausgefertigt, | 
wird der tarifmäßige Stempel nur zu einem derſelben, und zwar in der Regel 
zu dem Hauptexemplare angewendet; zu den übrigen Exemplaren aber wird blos 
dasjenige Stempelpapier ien „das tarifmäßig zu beglaubigten Abſchriften 
ſtempelpflichtiger Verhandlungen erfordert wird. = 


. 11. 


Auf allen beglaubigten Abſchriften, Duplikaten und Ausfertigungen ſtempel⸗ 
pflichtiger Verhandlungen muß ausdrücklich der Betrag des Stempels bemerkt 
werden, welcher zu der Urſchrift oder der ausgefertigten Verhandlung gebraucht 
oder derſelben kaſſirt beigefügt worden iſt. 9 


§. 12. 


ru 


$. 14. ’ 

Die Nachbringung des Stempels und Entrichtung der ordentlichen Stem el 

ſtrafe kann gegen jeden Inhaber oder Vorzeiger Produzenten) einer Verhandl 
oder Urkunde verfolgt werden, welche mik dem geſetzlich dazu I 
ein 
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Stempel nicht verſehen iſt. Es behält derſelbe indeſſen ſeinen Regreß deshalb 
an den eigentlichen Kontravenienten. 
Kann der Inhaber oder Vorzeiger jedoch nachweiſen, daß er in den Befit 
der ie oder Urkunde erſt nach dem Tode des eigentlichen Kontravenienten 
gekommen, ſo kann die Stempelſtrafe von ihm nicht eingezogen werden. 
N Der eigentliche Kontravenient iſt bei einſeitigen Verträgen, Verpflichtungen 
und Erklärungen der Ausſteller. Bei mehrſeitigen Verträgen ſind es alle Theil⸗ 
nehmer, und jeder derſelben beſonders iſt in die ganze Stempelſtrafe verfallen. 
It der geſetzliche Stempel zu einer Verhandlung nicht gebraucht, welche 
vor Gericht oder vor einem Notar aufgenommen worden, ſo trifft die Stempelſtrafe 
(Strafe deshalb) denjenigen Richter (§. 16.) oder Notar, welcher die Verhandlung 
unter ſeiner Anterſchrift ausgefertigt hat. Beamte, welche bei ihren amtlichen 
Verrichtungen hinſichtlich der Stempelverwendung ihre Pflichten verabſäumen, 
ſind wegen des Stempels zugleich mit den Intereſſenten unter Vorbehalt des 
Regreſſes perſönlich verhaftet. 
Das mit dem Stempel vom Werthe eines Kaufs, einer Pacht oder einer 


Stempelpflichtige Quittungen je auf Erfordern innerhalb eines Jahres 
önnen. 


$. 15. 


Die Verwandlung einer Geldbuße, zu deren Zahlung der Verpflichtete un⸗ 
vermögend iſt, in eine Freiheitsſtrafe findet nicht ſtatt. 


§. 16. 


Beamte, welche bei ihren amtlichen Verhandlungen die tarifmäßigen Stempel 
nicht verwenden, werden von der ordentlichen Stempelſtrafe nicht betroffen, ſondern 
ſind, ſofern nicht nach der Art des Ver ehens wegen verletzter Amtspflicht eine 

höhere Strafe eintritt, nur mit einer Ordnungsſtrafe zu belegen. Die Strafe iſt 

auf den einfachen Betrag des nicht verwendeten Stempels, 1 den Fall jedoch, 
daß derſelbe die Summe von funfzig Thalern überſteigt, auf letzteren Betrag feſt⸗ 
zuſetzen. Ermäßi ung oder Niederſchlagung der Strafe iſt von dem Miniſterium, 
zu deſſen Verwaltung der Beamte gehört, zu verfügen, und durch Beibringung 
der Verfügung zu den Stempelſtrafliſten, bei denen die Strafen zu verrechnen 
ſind, nachzuweiſen. N 


§. 17. 


\ Notarien find von den Beſtimmungen im $. 16. ausgeſchloſſen und der 
ordentlichen Stempelſtrafe nach §. 13. unterworfen. 
Gr. 6761.) $. 18. 


§. 18. 


Die Stempelſtrafen, welche unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte 
durch unterlaſſene Verwendung des tarifmäßigen Stempels zu Amtsverhandlungen 
verwirken, ſind nicht von dem Beſitzer oder Produzenten der Verhandlung, woran 
die Kontravention begangen, mit Vorbehalt des Regreſſes an den Beamten zu 
fordern, ſondern von dem letzteren ſelbſt einzuziehen. 1 


$. 19. 


Wenn zu einem Vertrage, welcher zwiſchen einer unmittelbaren oder mittel: 
baren Staatsbehörde und einer Privatperſon abgeſchloſſen iſt, der tarifmäßige 
Stempel nicht verwendet worden, jo ſoll die bei dem Vertrage betheiligte Privat⸗ 
perſon, desgleichen jeder andere Beſitzer oder Produzent der darüber aufgenommenen 
Verhandlung mit Strafe verſchont bleiben, der Beamte dagegen, welcher den 
Vertrag im Auftrage oder Namens der Behörde geſchloſſen hat, in eine nach 
F. 16. feſtzuſetzende Strafe verfallen. 

Hat jedoch die Privatperſon, mit welcher der Vertrag geſchloſſen worden, 
erweislich wider beſſeres Wiſſen veranlaßt oder nachgegeben, daß zu demſelhen 
ein Stempel gar nicht, oder ein geringerer als der tarifmäßige Stempel verwendet 
worden, fo tritt neben der den Beamten treffenden Strafe gegen die Privatperſon 
die ordentliche Stempelſtrafe ($$. 13. 14.) ein. 

Der Steuerverwaltung verbleibt in allen Fällen die Befugniß, den fehlen: 
den Stempel von dem Produzenten der Verhandlung einzuziehen, unter Vorbehalt 
der dem letzteren gegen dritte Perſonen oder Behörden zuſtehenden Regreßanſprüche, 


$. 20. 


Iſt entgegen der Vorſchrift im $. 11. auf beglaubigten Abſchriften, Du 
katen und Ausfertigungen der Betrag des Stempels nicht bemerkt, der zu der 
Urſchrift oder ausgefertigten Verhandlung gebraucht worden, ſo iſt dieſe Unter⸗ 
laſſung mit einer Ordnungsſtrafe von einem halben Thaler zu ahnden. Dieſelbe 
Strafe trifft auch die §. 5. gedachten Behörden und die Stempelvertheiler, 
wenn ſie die en vorgeſchriebene Beſcheinigung über die innerhalb der geſetzlichen 
Friſt erfolgte Nachbringung des Stempels unterlaſſen haben. 


F. 21. 8 

In Betreff des adminiſtrativen und gerichtlichen Strafverfahrens wegen 

der Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung kommen die: 
ſelben Vorſchriften zur Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen Zoll⸗ 
vergehen beſtimmt. ee 
Denunzianten erhalten ein Drittheil von den feſtgeſetzten Stempelſtrafen. 


§. 22. 


Stempelſtrafen gegen Staats- und Kommunalbehörden, ſowie auch ge 9 
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Beamte, ſofern denſelben eine Nichtbeachtung der Stempelgeſetze bei ihrer Dienſt⸗ 
verwaltung zur Laſt fällt, können nur von der ihnen vorgeſetzten Dienſt⸗ und 
Disziplinarbehörde ausgehen. 


$. 23. 


Die Verwaltung des geſammten Stempelweſens in den im Eingange dieſer 
Verordnung bezeichneten Landestheilen wird unter Leitung des Finanzminiſters 
von den Provinzial⸗Steuerbehörden durch die Zoll⸗ und Steuer⸗ oder auch durch 
beſonders dazu beſtimmte Aemter geführt. 

Er Außer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats⸗ oder Kommunal⸗ 
behörden und Beamten, welchen eine richterliche oder Polizeigewalt anvertraut iſt, 
die beſondere Verpflichtung, auf Befolgung der Stempelgeſetze zu halten und alle 
bei ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kenntniß kommende Hunden hende 

egen dieſes Geſetz Behufs Einleitung des Strafverfahrens von Amtswegen zur 
nzeige zu bringen. Die Beſtimmung im zweiten Abſatz des $. 21. findet auf 
die gedachten Beamten und Vorſteher oder 9 itglieder der bezeichneten Behörden, 
ſowie auf Rechtsanwalte und Notarien keine Anwendung. 


$. 24. 


Baur näheren Aufficht über die gehörige Beobachtung der Stempelgeſetze 
werden Stempelfiskale angeftellt und mit beſonderer Anweiſung von dem Finanz⸗ 
miniſter verſehen. Alle Behörden und Beamten, desgleichen alle Aktiengeſel. 
ſchaften, welche ganz oder theilweiſe auf einen Handels- oder Gewerbebetrieb 
irgend welcher Art gerichtet find, find gehalten, den Stempelfisfalen die Einſicht 


ihrer ſtempelpflichtigen Verhandlungen bei den vorzunehmenden Stempelviſitationen 
zu geſtatten. 


$. 25. 


Vorſtände und Beauftragte der im $. 24. genannten Aktiengeſellſchaften, 
welche bei den Namens derſelben gepflogenen Verhandlungen oder mit Privat⸗ 
pberſonen abgefchloffenen Verträgen den tarifmäßigen Stempel nicht verwenden, 
ſind mit einer dem einfachen Betrage des nicht verwendeten Stempels gleichkom⸗ 
wenden Geldbuße, welche jedoch die Summe von funfzig Thalern nicht überſteigen 
poll, zu belegen. Dagegen bleibt die bei dem Vertrage betheiligte Ie 
desgleichen jeder andere Beſitzer oder Produzent der darüber aufgenommenen Ver⸗ 
handlung mit Strafe verſchont. 


Soweit jedoch nachgewieſen wird, daß die Verwendung des geſetzlich erfor⸗ 
derlichen Stempels gegen beſſeres Wiſſen unterblieben iſt, tritt in allen vor⸗ 
bezeichneten Fällen die ordentliche Stempelſtrafe (5. 13. und 14.) ein. | 


==) 
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$. 26. | 
Die Strafe gegen die im H. 25. gedachten 50 und Beauftragten 


Jeohrgang 1867. (Ir. 6761) 1 
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iſt von der Regierung, unter deren Aufſicht die Aktiengeſellſchaft ſteht, feſtzuſetzen. 
Die Entſcheidung in zweiter Inſtanz ſteht dem Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten zu, welcher auch zur Ermäßigung oder Niederſchlagung 
der Strafe ermächtigt iſt. Der Rechtsweg findet 1 dieſer Stempelſtrafen 


nach Maaßgabe der allgemeinen Vorſchriften ſtatt, auf welche im erſten Abſatz 
des F. 21. verwieſen iſt. 


§. 27. 


Auch Privatperſonen können von den Stempelfiskalen aufgefordert werden, 
ſich über die gehörige Beobachtung der Stempelgeſetze auszuweiſen, wenn erheb⸗ 
liche Gründe vorhanden ſind, dieſe Beobachtung zu bezweifeln. Wider diejenigen, 
welche ſolcher Aufforderung nicht Folge leiſten wollen, müſſen die Stempelfiskale 
den Beiſtand der ſtrafgerichtlichen Behörden nachſuchen, welchen überlaſſen bleibt, 
zu prüfen, wie weit die beſtehenden Verdachtsgründe die verlangte Nachweiſung 
rechtfertigen, oder eine förmliche Unterſuchung begründen. 


8. 28. 


Jeder Stempelbogen trägt auf der erſten Seite oben den ſchwarz aufe 
gedruckten Stempel, welcher das Adlerzeichen und die Angabe des dafür zu zah⸗ 
lenden Betrages enthält. Ä 


Dem Finanzminiſter bleibt es überlaſſen, dieſem wefentlichen Stemp 
zeichen noch beſondere Nebenbezeichnungen beizufügen, wo Verwaltungszwecke i 
dazu beſtimmen, Stempelpapier, was zu gewiſſem Gebrauche dient, unterſcheide 
zu bezeichnen. Kein anderes, als das dergeſtalt unterſcheidend bezeichnete Ste 
pelpapier, darf bei einer Ordnungsſtrafe von funfzehn Silbergroſchen zu de 
Gebrauche, welchen die Bezeichnung beſtimmt, verwendet werden. Ueberſchriebene 
Pergamente oder gedruckte Formulare zu öffentlichen Verhandlungen oder Urku 
den können auch auf Anſuchen von Brivatperfonen bei den zur Fabrikation d 
Stempelpapiers angeordneten Anſtalten geſtempelt werden. g 


$. 29. | 
| Der Verkauf der Stempelmaterialien geſchieht ausſchließlich durch die Zoll 
und Steuerämter und die damit beſonders beauftragten Stempelvertheiler. 5 


Etwa noch vorhandene Berechtigungen, in Folge deren Korporationen oder a 
Inſtituten der Verkauf einiger Stempelgattungen oder der Ertrag davon ganz 
oder theilweiſe verliehen worden, ſind hiermit aufgehoben. i 


$. 30. 


Der unbefugte Handel mit Stempelmaterialien wird an ſich ſchon m 
Konfiskation der Vorräthe und einer Geldſtrafe von funfzig Thalern ir 
5 ebe 


„„ 


Meberbies bleibt die Unterfuchung und Ahndung damit verbundener Verkülrzungen f 
des a und Unterſchleife den Umſtänden nach beſonders vor- 
behalten. 5 


$. 31. 


= Stempelbogen, deren Betrag 100 Thaler überfteigt, werden blos von den 
Provinzial⸗Steuerbehörden oder dem Haupt⸗Stempelmagazin zu Berlin ausgegeben. 
Sie ſind unter dem ſchwarzen Stempel noch mit einem trockenen Stempel verſehen 

und es iſt überdies der Betrag derſelben ſchriftlich unter der Unterſchrift der Pro⸗ 
. R oder des Haupt⸗Stempelmagazins oben auf dem Bogen 
angegeben. 


$. 32. 


Stempelmaterialien, welche vor dem Verbrauche durch Zufall oder Ver⸗ 
ſehen verdorben worden ſind, können der Provinzial⸗Steuerbehörde des Bezirks 
zum Erſatz liquidirt werden. Oeffentlichen Behörden fteht dies für jeden Betrag 
zu, einzelnen Beamten oder Privatperſonen aber nur, ſofern der klar erwieſene 
Schaden Einen Thaler und darüber beträgt. 


$. 33. 


5 Bereits ale Bezahlung für verbrauchtes Stempelpapier kann nur zu⸗ 
kückerſtattet werden in Fällen, wo die Zahlung entweder ohne alle Verpflichtung 
blos aus einem unvermeidlichen Verſehen geſchehen iſt, oder wo dieſelbe wegen 
Amuth der Zahlungspflichtigen erlaſſen werden muß. 


. 34. 


Die Beſtimmungen im $. 4. und in den $$. 24. 27. 29. 30. 32. und 33. 
ae Verordnung kommen auch in Betreff der Wechſel⸗Stempelſteuer zur An⸗ 
wendung. : 


. 35. 


Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften treten vom 1. Sep⸗ 
tember 1867. ab außer Kraft. 


$. 36. 


In allen fortan dieſer Verordnung und dem an eſchloſſenen Tarife unter⸗ 
liegenden Fällen, welche vor dem 1. September 1867. vorgekommen ſind und 
n welchen nach den bisherigen Geſetzen Stempel oder die im F. 1. erwähnten 
Abgaben von der Uebertragung unbeweglicher Güter und von Auktionsgeldern 

u erheben waren, kommen noch die bisherigen Geſetze zur Anwendung. Der 
manzminiſter iſt jedoch ermächtigt, für dieſe Fälle 10 neeung und des 
Gr. 6761.) 5; er 


Urkundlich er Unſerer Höchſtetgenhendigen Anterſchrift und N, 
Königlichen Inſiegel. 8 5 gi 


Gegeben Ems, den 7. Auguft 1867. 


(J. S.) | Wilhelm. 


Fh. v. d. Heydt. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


Stempeltarif. 


Allgemeine Vorſchriften. 


1) Enthält eine ſchriftliche Verhandlung verſchiedene ee Gegen⸗ 
ſtände oder Geſchäfte, ſo iſt der Betrag des Stempels für jeden dieſer 
Gegenſtände und jedes dieſer Geſchäfte nach den darauf Anwendun 
habenden Vorſchriften beſonders zu berechnen, und die Verhandlung mit 
der Summe aller dieſer Stempelbeträge zuſammengenommen zu belegen, 
inſofern der nachſtehende Tarif nicht ausdrücklich Befreiungen für beſondere 
Fälle dieſer Art enthält. 5 

2) Die Stempelabgabe beträgt mindeſtens 5 Sgr. und ſteigt von 5 Sgr. 

zu 5 Sgr. Es wird daher, wenn der berechnete Betrag des Stempels 
5 Sgr. überſteigt, aber nicht über 10 Sgr. hinausgeht, ein Stempel 
von 10 Sgr. und fo weiter genommen, i 


Erſte Abtheilung. 


Dekrete und die Ausferti⸗ 
welche die Stelle des Ad⸗ 
ten, wie Kaufverträge, 


pelfrei. g 
Angabe an Zahlungsſtatt. Verträge über Angabe 
an Zahlungsſtatt, wie Kaufverträge, ſ. dieſe. 
Antichretiſche Verträge, wie Pachtverträge, f. dieſe. 
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7.| Aſſekuranz⸗Polizen. Ein halbes Prozent der ge⸗ 
zahlten Prämie. 


In allen Fällen, wo die gezahlte Prämie Ein⸗ 
hundert Thaler nicht überſteignne Herr: 


Da hiernach die Prämie bei Aſſekuranz⸗Polizen 
als Gegenſtand der Verhandlung angeſehen wird, ſo 
find dieſe Polizen nach F. 3 a. der Verordnung ſtem⸗ 
pelfrei, wenn der Betrag der Prämie funfzig Thaler 
nicht erreicht. 


8.] Auktionsprotokolle. Ein Drittheil Prozent des reinen 
Ertrages der Löſung. 


Der Stempel iſt nach beendigter Auktion nach 
dem reinen Ertrage der Löſung zu beſtimmen. Ge⸗ 
hört der Gegenſtand der Auktion nicht zu einer ein⸗ 
zigen Vermögensmaſſe, ſondern mehreren in keiner 
Gemeinſchaft ſtehenden Theilnehmern, ſo iſt der 
Stempel nach den beſonderen Antheilen eines jeden 
derſelben am i zu berechnen. 

Der behörige Stempelbogen muß binnen drei 
Tagen nach dem Schluſſe der Auktion dem Proto⸗ 
kolle beigefügt, dazu kaſſirt und, daß folches geſchehen, 
auf dem Protokolle ſelbſt vermerkt werden. 

9.] Beſtätigungen (Konfirmationen), gerichtliche, der 
in dieſem Tarife beſteuerten Verhandlungen, ſofern 
nicht für beſondere Gattungen derſelben (3. B. für 
Beſtätigung eines Vergleiches der Parteien in rechts⸗ 
hängigen Sachen) beſondere Vorſchriften beſtehen, wie 
Ausfertigungen. S. zweite Abtheilung. 

10.] Bürgſchaften, ſ. Cautions-Inſtrumente. 


11.] Cautions-Inſtrument ee 
Alle andern Verhandlungen über Dienſtkautionen, 
wobei ein öffentliches Intereſſe beſteht, ſind ſtempelfrei. 


12.] Ceſſions-Inſtrum ente ssenecee: 
Die Ceſſionen öffentlicher Papiere find ſtempelfrei. 


13, Cbdizees 8 


SS 


Pro⸗ 
zente. 
He. 
14.] Contrakte, ſ. Verträge. | 
15. | Dispofitionen von Todeswegen, wie Teſtamente, 
dieſe. 
16.] Depoſitions ſcheine der Bankiers und Kaufleute, wie 
Schuldverſchreibungen, ſ. dieſe. 
17.] Donationen oder Schenkungen unter Lebendigen, 
ſofern ſolche durch ſchriftliche Willenserklärungen er⸗ 
folgen, mit Einſchluß der remuneratoriſchen Schenkun⸗ 
gen, werden wie Erbſchaften nach der Verordnung, be⸗ 
treffend die Erbſchaftsabgabe, verſteuert. Der hiernach 
zu berechnende Abgabenbetrag iſt als Stempel zu der 
ſteuerpflichtigen Verhandlung zu verwenden. 
Che verſprechen, ſchriftlic he f 15 
hh I en 2 


20. en wenn ſie die Stelle von 
d erträgen vertreten, wie dieſe, ſ. Verträge. 
21.] Erbfolgeverträge (Erbverträge .............2...... 2 


22.] Erb pachts verträge. Eins vom Hundert des Werthes 1 
des dadurch vererbpachteten Gegenſtandes. Werden 
Grundſtücke auf Erbzins oder in Erbpacht ausgethan, 
ſo beſteht die Summe, von welcher der Stempel bei 
dieſer Veräußerung zu entrichten iſt, aus dem Erb⸗ 
ſtandsgelde und aus dem Zwanzigfachen der jährlichen 
Leiſtung an Zins, Kanon oder anderen beſtändigen 
zu Gunſten des Verpächters übernommenen Laſten. 
Wenn zwar der erbliche Beſitz des Nutzungsrechts 
übertragen, aber vorbehalten wird, daß periodiſch nach 
Ablauf einer gewiſſen Zeit ein neuer Nutzungsanſchlag 
gemacht, und der Kanon für die nächſtfolgende Periode 
danach beſtimmt werden ſoll, ſo wird der Vertrag 
über ein ſolches Geſchäft nur in Rückſicht des etwani⸗ 
gen Erbſtandsgeldes wie eine Veräußerung, in Rück⸗ 
ſicht des Kanons aber wie eine Verpachtung auf die 
Anſchlagsperiode beſteuert. 

23.] Erbrezeſſe oder Erbtheilungsrezeſſe, Erbſchafts— 
theilungsverträge, wenn dadurch die Vertheilung 
einer von der Erbſchaftsabgabe befreiten Erbſchaft 


(Nr. 6761.) 


ausgeſprochen wird: falls die dadurch zu vertheilende 
Maſſe Eintauſend Thaler und darüber beträgt 


falls gedachte Maſſe den Werth von Eintauſend 
Thalern nicht erreicht . 


wenn dadurch eine abgabenpflichtige Erbſchaft ver⸗ 


a theilt wird, ſtempelfrei. 
24.] Erbzinsverträge, wie Erbpachtsverträge, |. dieſe. 
25. Familienſtiftungen, wie Fideikommißſtiftungen, ſ. dieſe. 


26.] Fideikommißſtiftungen, ohne Unterſchied, ob ſie zu 
Gunſten der Anverwandten des Stifters oder anderer 
Perſonen errichtet werden, unterliegen der Stempel⸗ 
ſteuer von drei vom Hundert des Geſammtwerthes 
der denſelben gewidmeten Gegenſtände, ohne Abzug 
der etwanigen Schulden. 


Der Stempel iſt zu der Urkunde, durch welche 
die Stiftung errichtet wird, zu verwenden, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob zu der Stiftung eine Beſtätigung er⸗ 
forderlich iſt oder nicht. 


Bei Stiftungen unter Lebendigen iſt der Stem⸗ 
pel in der durch F. 5. der Verordnung vorgeſchrie— 
benen Friſt beizubringen. 


Bei Stiftungen von Todeswegen iſt der 
Stempel innerhalb des für die Entrichtung der Erb⸗ 
ſchaftsabgabe vorgeſchriebenen Zeitraumes beizubrin⸗ 
gen und ſind die ber der Erbſchaft für die Ent⸗ 
richtung der Stempelſteuer ebenſo, wie für die Ent⸗ 
richtung der Erbſchaftsabgabe, alle für einen und einer 
für alle verhaftet. = 


27, Gütergemeinſchafts-Verträge unter Eheleuten, 
ſ. Eheverträge. \ 

28. | Kaufverträge. 
a) über inländiſche Grundſtücke und Grund» 


gerechtigkeiten Eins vom Hundert des Kauf 
werthes. i 5 


Bei Verkäufen ift der beſtimmte Kaufpreis mit 
Hinzurechnung des Werthes der vorbehaltenen Nutzun⸗ 
gen und ausbedungenen Leiſtungen diejenige Summe, 
wonach der Betrag des Stempels zu berechnen iſt. 


Werden Gegenſtände anderer Art, ohne beſondere 
Angabe ihres Werthes, mit Grundſtücken oder Grund⸗ 
gerechtigkeiten zuſammen genommen in Einer Summe 
veräußert, ſo wird der Stempelſatz von der gedachten 
Summe dergeſtalt berechnet, als ob fie ganz für 

Grundſtücke oder Grundgerechtigkeiten gezahlt wor⸗ 
den wäre. 

Bei Subhaſtationen wird der Stempel nach dem 
Gebote, worauf der Zuſchlag erfolgt, entrichtet; 

b) über außerhalb Landes belegene Grundſtücke 

und Grundgerechtigkeiten 

über alle anderen Gegenſtände ohne Unterſchied 
Ein Drittheil Prozent des vertragsmäßigen Kauf⸗ 
preiſes; g 
jeder im kaufmänniſchen Verkehr über beweg⸗ 
liche Gegenſtände, mit Einſchluß der Aktien und 
anderer geldwerthen Papiere, ſei es mit oder ohne 
Zugziehung eines vereideten Agenten oder Mäklers, 
ſchriftlich abgeſchloſſene Kauf- oder Lieferungs⸗ 
vertrag, ohne Unterſchied, ob derſelbe unter Handels- 
treibenden oder unter anderen Perſonen abgeſchloſſen 
worden, unterliegt, ſoweit er nach der Höhe des 
Betrages an ſich ſtempelpflichtig iſt, einer tempel⸗ 
abgabe von 

und falls mehrere been bol 

Unterfehrift der Kontrahenten vo 
für jedes Exemplar dem Stempel 

Wenn jedoch der Stempel zu Ein Drittheil 
1 des Kaufpreiſes weniger als 15 Sgr. be⸗ 

trägt, und nicht wegen der Form des Vertrages nach 
den Tarifpoſitionen „Protokolle und Notariats⸗Inſtru⸗ 
mente“ ein Stempel von 15 Sgr. erforderlich iſt, ſo 
ſoll anſtatt dieſes Stempels nur der geringere Prozent⸗ 
ſtempel eintreten. 
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Iſt der Vertrag unter Mitwirkung eines Mäk⸗ 
lers oder vereideten Agenten b und der 
Stempel nicht verbraucht, ſo ſoll die Strafe nicht 
blos jeden der Kontrahenten, ſondern auch den Mäk⸗ 
ler oder Agenten unter ſolidariſcher Haftung aller 
dieſer Perſonen für den Stempel treffen; 

e) Kauf⸗ und Tauſchverhandlungen, welche zwiſchen 
Theilnehmern an einer Erbſchaft zum Zwecke der 
Theilung der zu letzterer gu agen Gegenſtände 
abgeſchloſſen werden, ſind dem Werthſtempel von 
Kaufverträgen nicht unterworfen. 

Zu den Theilnehmern an einer Erbſchaft wird 
auch der überlebende Ehegatte gerechnet, welcher 
mit den Erben des verſtorbenen Ehegatten güter⸗ 
gemeinſchaftliches Vermögen zu theilen hat. 

S. auch pos. 54. „Uebertragsverträge.“ 


Lehrbriefe der Handlungsdiener, Künſtler, Fabrik- und 
Handwerksgehülfen, auch Jäger, Gärtner und Köche 


Lehrkontrakte, ſ. Verträge. Iſt jedoch entweder 
gar kein Lehrgeld, oder ein Lehrgeld von weniger als 
50 Thaler ausbedungen, für jedes Exemplar 

Leibrentenverträge, wodurch Leibrenten erkauft oder 

ſonſt gegen Uebernahme von Leiſtungen oder Ver⸗ 

pflichtungen erworben werden, Eins vom Hundert 
des Kapitalwerthes der Leibrente. 

Lieferungsverträge wie Kaufverträge, ſ. dieſe. 

Diejenigen, welche e von Bedürfniſſen 
der Regierung oder öffentlicher Anſtalten übernehmen, 
ſind verpflichtet, den vollen Stempelbetrag ausſchließlich 
zu entrichten. 0 

Mäkleratteſte, welche vereidete Mäkler auf den Grund 
ihrer Bücher den Intereſſenten 5 ihrer Nachricht er⸗ 
theilen, bedürfen keines Stempels, ſofern davon kein 
Gebrauch vor einer gerichtlichen oder polizeilichen 

Behörde gemacht wird. Wo dagegen ein ſolcher 
Gebrauch ſtattfindet, iſt dazu ein Stempel von 
anzuwenden. 


„Es iſt geſtattet, dieſen auch nachträglich zu dem 
Mäkleratteſte beizubringen, wenn daſſelbe urſprünglich 
ohne Rückſicht auf ſolchen Gebrauch, mithin ohne 
Stempel, ausgeſtellt worden. 

Majorennitäts⸗ Erklärungen 
Miethsverträge, ſ. Pachtverträge. 
Mörtifikattonsſchei nnn 


Notariats-Inſtrumente, welche die Stelle einer 
in der erſten Abtheilung dieſes Tarifes beſteuerten 
Verhandlung vertreten, z. B. einer Quittung, wie 
dieſe, mindeſtens aber in allen Fällen 

Im Uebrigen f. zweite Abtheilung. 

Noten der Kaufleute über abgemachte Wechſel und 
Geldgeſchäfte, welche nur als Belag über die gezahlte 
Valuta dienen, bedürfen keines Stempels. 


Obligationen, ſ. Schuldverſchreibungen. 


b nella er eharle ae ellelie een, 6 


a) Alles, was der Pächter vertragsmäßig dem Ver⸗ 
phaächter ſelbſt, oder einem Dritten für Rechnung 
des Verpächters wegen erhaltener Pacht zahlt, lie⸗ 
fert oder leiſtet, muß dem ausbedungenen Pacht⸗ 
gelde zugerechnet werden, und bildet mit demſelben 
1 genommen den ſtempelpflichtigen Betrag 
er Verpachtung. Naturalien, welche ſich hierunter 
befinden, find nach den Durchſchnitts-Marktpreiſen 
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zu Gelde zu berechnen. Naturaldienſte find mit dem 
gewöhnlichen Lohnſatze, welchen ähnliche Dienſte 
im freien Verding in der Gegend haben, anzu⸗ 
ſchlagen. 

p) Beſtändige Hebungen, welche der Pächter blos für 
Rechnung des Verpächters einzieht, gehören dage⸗ 
gen nicht zu der ſtempelpflichtigen Pachtſunme⸗ 

e) Bei Abſchluß der Pacht- und Miethsverträge wird 
der Stempel auf einmal für den Betrag alles 
deſſen erhoben, was während der Dauer des gan⸗ 
zen Vertrages 1 genommen an Pacht und 
Miethe zu zahlen iſt. 

d) Schriftliche Verlängerungen der Pacht⸗ und Mieths⸗ 
verträge ſind ohne Unterſchied gleich neuen Ver⸗ 
trägen ſtempelpflichtig. 

e) Enthalten Wacht: oder Miethsverträge die Bedin⸗ 
gung, daß die Pacht oder Miethe ſtilſchweigend 
ür verlängert auf gewiſſe Zeit angeſehen werden 
ſolle, ſo bald und ſo oft innerhalb eines gewiſſen 
Termins nicht gekündigt wird, ſo ſind die Ver⸗ 
längerungen, welche hiernach wirklich eintreten, 
den ſchriftlichen auch in Rückſicht der Stempel⸗ 
pflichtigkeit gleich zu achten und iſt der Stempel 
dazu beſonders zu löſen. 

) Pacht⸗ und Miethsverträge, welche blos auf Kün⸗ 

digung oder überhaupt auf unbeſtimmte Zeit ge⸗ 
ſchloſſen worden, ſind bei Berechnung des Stempels 
ſo anzuſehen, als ob ſie für ländliche Grundſtücke 
auf drei Jahre, für andere Gegenſtände auf Ein 
Jahr geſchloſſen wären. 

Pfandbriefe, ſ. Schuldverſchreibungen. 
Polizen, ſ. Aſſekuranzpolizen. 


Prolongationen von Pacht⸗ und Miethsverträgen, 
wie neue Verträge dieſer Art für die Dauer der 
Prolongation, ſ. Machtverttäge, 


Verteiler fe En 


45. P 


46. 9 


8 


rotokolle in Privatangelegenheiten vor einem No⸗ 
tario oder einem mit richterlichen oder polizeilichen 
Verrichtungen oder mit Verwaltung öffentlicher all- 
gemeiner Abgaben beauftragten Staats- oder Kom⸗ 
munalbeamten oder einer dergleichen Behörde auf- 
genommen, welche die Stelle einer in der erſten 
Abtheilung des gegenwärtigen Tarifes beſteuerten 
Verhandlung (3. B. einer Quittung) vertreten, wie 
dieſe, mindeſtens aber 
Im Uebrigen ſ. zweite Abtheilung. 

unktationen über einen zu errichtenden Vertrag, 
welche die Kraft eines Vertrages haben und demnach 
eine Klage auf Erfüllung begründen, ſind wie Ver⸗ 
träge über denſelben Gegenſtand und zwar auch dann 
zu beſteuern, wenn darin die Ausfertigung einer förm⸗ 
lichen Vertragsurkunde vorbehalten iſt, f. Verträge. 
uittungen über geleiftete Zahlungen, ſofern die- 
ſelben zum Rechnungsbelage bei Ablegung der Rech⸗ 
nung vor einer öffentlichen Behörde dienen, ein Zwölf⸗ 
theil Prozent des Betrages, worüber quittirt wird. 

„Dieſelbe Stempelabgabe ift auch von Quittungen 
ohne Ulnterſchied des Zwecks zu erlegen, wenn dieſelben vor 
einem Notario, oder einem mit richterlichen oder polizei⸗ 
lichen Verrichtungen, oder mit Verwaltung allgemeiner 
Abgaben beauftragten Staats⸗ oder Kommunalbeamten 


amtlich aufgenommen, oder anerkannt worden. 


Wenn eine Quittung erſt durch nachfolgende Ver⸗ 
handlungen ſtempelpflichtig wird, ſo darf der Stempel 
dazu auch erſt bei Eintritt dieſer Verhandlungen nach⸗ 
gebracht werden. g f 

Wird in einer Verhandlung, welche tarifmäßig 
anderweitig einem gleichen oder höheren Stempel vom 
Betrage des Gegenſtandes unterliegt, zugleich über den 


Empfang dieſes Betrages oder eines Theils deſſelben 


quittirt, jo iſt ein beſonderer Quittungsſtempel deshalb 


nicht zu entrichten. Auch bedarf es keines beſonderen 


Quittungsſtempels, wenn zwar nicht in einer ſolchen 
Verhandlung ſelbſt, aber nachträglich unmittelbar dar⸗ 
unter quittirt wird. 


Die in Vormundſchafts⸗ und Kuratelſachen von 
den Vormündern oder Kuratoren zur Belegung ihrer 
Rechnungen beizubringenden Privatquittungen ſind 
ſtempelfrei. 

Es bedarf ferner keines Quittungsſtempels zu In⸗ 
terimsquittungen auf Partialzahlungen, welche beſtimmt 
ſind, gegen eine Hauptquittung über den ganzen Be⸗ 
trag ausgetauſcht zu werden. Ueberdies ſind von dem 
Qulttungsſtempel frei alle Quittungen über folgende 
Zahlungen: 

a) Rückzahlung der von öffentlichen Kaſſen irrthüm⸗ 
lich erhobenen Gelder; 

b) Rückzahlung der für öffentliche Anſtalten gemachten 
baaren Auslagen, ſofern dafür keine Zinſen oder 
andere Vortheile angerechnet werden; 

e) Reiſekoſten in Dienſtangelegenheiten und unfixirte 
Diäten aus öffentlichen Kaffen; 

d) Gehalt und Dienſteinkommen der im Felde ſtehen⸗ 
den oder Dienſtes wegen im Auslande befindlichen 
Angeftellten; 

e) Armengelder, Remiſſionen und Unterſtützungen aus 
öffentlichen Mitteln 

desgleichen 5 

1) Quittungen, welche Inhaber von verlooſten Staats⸗ 
ſchuldſcheinen bei Auszahlung der Valuta darüber 
15 die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe auszuſtellen 

aben. . 


Der Quittungsſtempel von Beſoldungen, Warte- 
geldern, Penſionen und anderen periodiſchen Hebungen 
aus ichen Bein Kaſſen wird in der Regel nach dem 
jährlichen Betrage der Zahlungen berechnet. 

Militairperſonen zahlen jedoch den Quittungs⸗ 
ſtempel von ihren Beſoldungen, Wartegeldern, Pen⸗ 
ſionen und anderen Dienſt⸗Emolumenten nur nach dem 
monatlichen Betrage der Zahlungen. 

Naturalien, welche als Beſoldungstheile oder Dienſt⸗ 
Emolumente empfangen werden, kommen nach einem 
verhältnißmäßigen Anſchlage bei Beſtimmung des 
Quittungsſtempels in Anrechnung. 


Quittirte Rechnungen find inſofern wie Quittungen 

zu beſteuern, als ſie die Stelle ſtempelpflichtiger Quit⸗ 

tungen vertreten. | 

Regiſtraturen, wenn fie die Stelle der Protokolle 
vertreten, wie dieſe. 

Schenkungen, ſ. Donationen. 

Schlußzettel der Mäkler, wie Mäkleratteſte, ſ. dieſe. 

Schuldverſchreibungen, hypothekariſche, Pfandbriefe 
und perſönliche jeder Art, ein Zwölftheil Prozent des 
Kapitalbetrages, auf welchen die Verſchreibung lautet. 

Die Verſchreibungen der Sparkaſſen (Quittungs⸗ 
bücher, Sparkaſſenbücher) über Einlagen von funfzig 
Thalern oder mehr ſind ſtempelfrei. 

Tau ſchverträge, wie 1 f. dieſe. 

Bei Tauſchverträgen wird der Stempelſatz nur 
nach dem Werthe des einen der beiden vertauſchten 
Gegenſtände, und zwar nach demjenigen, wofür der 

bhöchſte Werth zu ermitteln iſt, berechnet. N 
| Teftamente, und zwar ſowohl ſchriftliche als mündlich 
zu Protokoll erklärte 
Uebertrags verträge zwiſchen Aszendenten und Des⸗ 
zendenten. i f i 
a) Läſtige Verträge, durch welche Immobilien allein 
oder im Zuſammenhange mit anderem Vermögen 
von Aszendenten auf Deszendenten übertragen 
werden, unterliegen dem geſetzlichen Kaufſtempel. 

Es kommen jedoch für die Feſtſetzung des ſtempel⸗ 

pflichtigen Erwerbspreiſes folgende von dem Er⸗ 

werber übernommene Verpflichtungen und Gegen⸗ 

leiſtungen nicht in Anrechnung: ö 

1) die von dem Erwerber übernommenen Schulden 

des Uebertragenden, ſowie die auf den über⸗ 
tragenen Vermögensſtücken haftenden beſtän⸗ 
digen Laſten und Abgaben; 

2) der zu Gunſten des Uebertragenden und deſſen 

Ehegatten in dem Vertrage feſtgeſetzte Alten⸗ 
theil, die denſelben vorbehaltenen Nutzungen, 
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2 


Leibrenten und ſonſtigen e ng Geld⸗ 
oder Natural⸗Präſtationen, ſowie die denſelben 
zugeſicherten Alimente / 

3) die Abfindungen, Alimente und Erziehungs⸗ 
gelder, welche der Erwerber nach Inhalt des 
Vertrages an andere Deszendenten des Ueber⸗ 
tragenden zu entrichten hat; endlich 

4) derjenige Theil des Erwerbspreiſes, welcher 
dem Uebernehmer als fein künftiges Erbtheil 
angewieſen wird. 

Wenn die von dem Erwerber übernommenen 

Gegenleiſtungen lediglich in den unter a. Nr. 1—4. 

einſchließlich aufgeführten Verpflichtungen beſtehen, 

ſo iſt der Vertrag einer Schenkung unter Lebenden 
leich zu achten und bleibt daher vom Kauf⸗ 

a frei. 

e) Wenn in einem ſolchen Vertrage dem Uebernehmer 
Abfindungen, Alimente oder Erziehungsgelder für 
andere Deszendenten des Uebertragenden auferlegt 
find (unter a. Nr. 3.) und der Kapitalwerth dieſer 
Zuwendungen zuſammen genommen wenigſtens 
50 Thaler beträgt, ſo iſt zu dem Vertrage, ab⸗ 

eſehen von dem (nach a.) etwa erforderlichen 

Taufftempel, ein Rezeßſtempel von 15 Silbergroſchen 

reſp. 2 Thalern (ſ. Poſition: Erbrezeſſe) zu ver⸗ 

wenden. 
55.] Vergleiche, fehriftliche, gerichtliche und außergerichtliche, 
wie Verträge, ſ. dieſe. 
Bei Anwendung dieſer Vorſchrift treten folgende 
nähere Beſtimmungen ein: 

a) Iſt der Vergleich über ein Geſchäft abgeſchloſſen 
worden, welches blos mündli er 1 1155 
reſpondenz oder in einer anderen die Stempel⸗ 
verwendung nicht bedingenden Form zu Stande 
gekommen iſt, und hätte für dieſes Geſchäft, wenn 


darüber eine ſchriftliche Verhandlung aufgenommen 
wäre, ein höherer als der bei Verträgen im All⸗ 
gemeinen ſtattfindende Stempel entrichtet werden 


müſſen, jo iſt zu dem Vergleiche, inſofern dadurch 
das Geſchäft im Weſentlichen aufrecht erhalten 
wird, dieſer höhere Stempel zu verwenden. 

b) Wird durch den Vergleich zugleich ein anderweitiges 
Rechtsgeſchäft begründet, welches, wenn es nicht 
in Vergleichsform d Stande gekommen wäre, 
einem höheren, als dem bei Verträgen im Allge⸗ 
meinen vorgeſchriebenen Stempel unterworfen ſein 
würde, ſo kritt bei dem Vergleiche dieſer höhere 
Stempel ein. Inſonderheit iſt, wenn für die 
ſtreitigen Anſprüche als Gegenleiſtung das Eigen⸗ 
thum einer Sache abgetreten, ein Erbzins⸗, ein 
Erbpachts⸗ ein Pacht⸗ oder Miethsrecht eingeräumt, 


eine Leibrente verſprochen wird u. ſ. w., zu dem 


Vergleiche der für Kauf-, Erbzins⸗, Erbpachts⸗, 
Pacht oder Mieths⸗ Leibrenten- x. Verträge be⸗ 
ſtimmte Stempel, ſofern er höher iſt, als der 
allgemeine Vertragsſtempel, zu verwenden, und 
bei Feſtſetzung deſſelben der Werth der Gegen⸗ 
leiſtung zum Grunde zu legen. In gleicher Art 
findet, wenn zur Sicherſtellung der Vergleichs⸗ 
ſumme eine Hypothek beſtellt wird, der für hypo⸗ 
thekariſche Schuldverſchreibungen vorgeſchriebene 
Stempel Anwendung. Dagegen an wenn ein 
Dritter, welcher zu den urſprünglichen ontrahenten 
nicht gehört, in der über den Vergleich Ergenen⸗ 
menen Verhandlung ſtempelpflichtige Er klärung 
abgiebt, z. B. eine Bürgſchaft übernimmt, der 
dazu erforderliche Stempel neben dem zu dem 
1 beizubringenden unbedingt verwendet 
werden. 


Inſoweit für Vergleichsverhandlungen der Ge— 
richte Stempelfreiheit bewilligt iſt, darf dieſelbe nicht 
dazu dienen, den Parteien ſtempelfreie Dokumente 
über an ſich ſtempelpflichtige Geſchäfte zu verſchaffen. 
Sie findet daher in den vorſtehend unter a. und b. 
erwähnten Fällen keine Anwendung, dergeſtalt, daß 

wenn nach den daſelbſt getroffenen Beſtimmungen 
auch kein höherer als der allgemeine Vertragsſtempel 
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begründet fein würde, dennoch dieſer letztere zu dem 
Vergleiche verwendet werden muß. j 
Verträge, ſofern für einzelne Gattungen derſelben 
nicht ein durch dieſen Tarif beſonders beſtimm⸗ 
ter Stempel zu entrichten iſt 
S. Adoptions-, Eher, Erbfolge⸗, Erhpachts⸗ 
Erbzins⸗, Kauf⸗, Lehr-, Leibrenten⸗ Pacht⸗ und 
Mieths⸗, auch Tauſchverträge u. ſ. w. 


genommen. 


Zweite Abtheilung. 


Abſchiede der Oberoffiziere und beſoldeten Militair⸗, Civil 
geiſtlichen und Kommunalbeamten ... 
— der unbeſoldeten Beamten 
Abſchriften, beglaubigte .. f 
5 Iſt jedoch zu der ſtempelpflichtigen Verhandlung ſelbſt! 
nur ein geringerer Stempel nöthig geweſen, ſo bedarf es deſſen 
auch nur zur beglaubigten Abſchrift. 5 
Atteſte, amtliche, in Privatſachen 8 
Zeugniſſe, welche, von wem es auch ſei, nur allein zu 
dem Zweck ausgeſtellt werden, um auf Grund derſelben ein 
amtliches Atteſt ausfertigen zu laſſen, find nicht ſtempelpflichtig. 


Alle amtlichen Attefte, welche nur deshalb ausgefertigt 
werden, damit der Inhaber ſeine Berechtigung zum Genuſſe 
von Wohlthaten, Stiftungen und anderen Dispoſitionen für 
Dürftige dadurch nachweiſen könne, find ſtempelfrei. 

Alle Atteſte, welche die Pfarrer von Amtswegen in Bezug 
auf kirchliche Handlungen ertheilen, mit alleiniger Ausnahme 
der Geburts⸗ oder Tauf⸗, Trauungs⸗, oder Todten⸗ oder Be⸗ 
erdigungsſcheine, bedürfen keines Stempels. 

Diejenigen Atteſte, welche bei öffentlichen Kaſſen als Rech⸗ 
nungsbelag wegen Zahlung der Wartegelder und Penſionen 
fee den Empfängern eingereicht werden müſſen, ſind ſtempel⸗ 
ei. 

Ausfertigungen, amtliche, inſofern fie im gegenwärtigen 
Tarif nicht beſonders taxirt werden, nach dem Ermeſſen der 
Behörden 


oder auch nur 
Der Stempel von 15 Sgr. iſt für Ausfertigungen in 


der Regel zu gebrauchen. Der niedrigere Stempel findet nur 
ſtatt, wo die Verhältniſſe des Empfängers oder die Gering⸗ 
fügigkeit eines nicht nach Gelde zu ſchätzenden Gegenſtandes die 
Ausnahme beſonders begründen. 5 i 8 
f Bloße Benachrichtigungen der Behörden an die Bittſteller, 
wodurch ihnen nur vorläufig bekannt gemacht wird, daß ihr 
Geſuch eingegangen ſei, und ſie darauf Beſcheid zu gewärtigen 
haben, ſind ohne Stempel zu erlaſſen. i 
Beſcheide derjenigen Staats: oder Kommunalbehörden und 
Beamten, welchen eine richterliche oder polizeiliche Gewalt, oder 
die Verwaltung allgemeiner Abgaben anvertraut iſt, auf in 
ihrer amtlichen Eigenſchaft an ſie gerichtete Geſuche, Anfragen 
und Anträge in e en ſind dagegen in der 
Regel für ſtempelpflichtige Ausfertigungen zu achten, wenn fie 
eine Entſcheidung oder Belehrung in der Sache ſelbſt enthalten, 
welche dem Bitkſteller darauf zugefertigt wird, fie mögen nun 
in Form eines Antwortſchreibens, einer Verfügung oder Dekrets⸗ 
abſchrift, oder eines auf die zurückgehende Bittſchrift ſelbſt geſetzten 
Dekrets, erlaſſen werden. 
Inwieweit beſondere Gründe eine Ausnahme von dieſer 
Regel rechtfertigen, und eine ſtempelfreie Beſcheidung auch in 
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den vorgedachten Fällen veranlaſſen können, bleibt dem billigen 
Ermeſſen der Behörden anheimgeſtellt. 

Anmerkung. Der Gebrauch des Stempelpapiers iſt nur davon 
abhängig gemacht, daß die Behörde, vor welcher ein an ſich 
tener Gegenſtand des Privatintereſſes verhandelt 
wird, die amtliche Eigenſchaft einer richterlichen, einer polizei⸗ 
lichen oder einer Abgaben verwaltenden Behörde beſitze, nicht 
aber davon, daß ſie auch in der Eigenſchaft einer ſolchen 
Behörde auf das vor ihr verhandelte Geſchäft amtlich ein⸗ 
gewirkt habe. 

Auszüge aus den Akten, öffentlichen Verhandlungen, amtlich 
eführten Büchern, Regiſtern und Rechnungen, wenn ſie für 
rn nenn auf ihr Anſuchen ausgefertigt werden 
Beilbriefe 
Berichte, welche von gerichtlichen und Verwaltungsbehörden an 
ihre ae ee erſtattet werden, ſind auch dann, wenn ſie 
Privatangelegenheiten betreffen, von Stempelgebühren 
Beſcheide, ſchriftliche, wie Ausfertigungen, |. dieſe. 
Beſchwerdeſchriften, ſ. Gefuche. 
Beſtallungen beſoldeter Beamten 
— unbeſoldeter Beamten e ar 
. | Beſtätigungen, ſofern für beſondere Gattungen derſelben nicht 
ein beſonderer Tarifſatz ſtattfindet, wie Ausfertigungen, |. dieſe. 
ſ. auch Poſition 9. 
Bittſchriften, ſ. Geſuche. 
Bürgerbriefe 
Chartepartien, wenn ſie bei einem Handelsgerichte, oder einer 
anderen gerichtlichen, Polizei- oder Kommunalbehörde ausge: 
fertigt werden, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 
Conzeſſionen, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 
Dekrete, wenn ſie ſtatt Ausfertigungen dienen, wie dieſe, ſ. Aus⸗ 
fertigungen. . 
Dienſtentlaſſungen der Beamten, ſ. Abſchiede. 
Duplikate von ſtempelpflichtigen Verhandlungen, wie beglaubigte 
Abſchriften, ſ. Abſchrſten a 


Ehe- und Trauſcheine, wie amtliche Atteſte, ſ. dieſe. 


„„ 


77. Eingaben, ſ. Geſuche. 

Cawinations Protofs lle 
79. Extrakte, |. Auszüge. a 
VV½CC0C0C een 


82. | Geſuche, Beſchwerdeſchriften, Bittſchriften, Eingaben, welche ein 
we Privatintereſſe zum Gegenſtande haben, und bei ſolchen Staats⸗ 
= und Kommunalbehörden oder Beamten eingereicht werden, 
i welchen die Ausübung einer richterlichen oder polizeilichen Ge⸗ 
walt übertragen iſt, oder welchen die Verwaltung öffentlicher 


Iſt zu ſtempelpflichtigen Geſuchen und Bittſchriften der 
tarifmäßige Stempel von 5 Sgr. nicht gebraucht, ſo ſoll die 


nicht ſogleich Beſcheid erfolgen, ſo e 9 5 
x erfenden und der 


83. | Gutachten der Sachverſtändigen, wenn ſie bei ſtempelpflichtigen 


85 In ventarien, welche zum Gebrauche bei ſtempelpflichtigen Ver⸗ 


Werden dieſelben jedoch blos deshalb aufgenommen, um 
den Betrag einer Abgabe auszumitteln, ſo iſt die §. 3. b. der 
Verordnung ausgesprochene Befreiung auf ſie anzuwenden. 

86. Legaliſation von Urkunden, ſofern ſie nicht auf der Urkunde 


But 223 8 


Cr. 6761.) 


84. Heiraths⸗Konſenſe fir Beamte... 5 


frei. 
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frei. 


91. 


Neben⸗Exemplare von Verträgen, wie beglaubigte Abſchriften, 
ſ. Abſchriften. i 
Notariats-Attefte, wie amtliche Atteſte, |. Atteſte. 
Notariats-Inſtrumente, ſofern nach deren Inhalt (ſ. Poſ. 37.) 
nicht ein höherer Stempel eintritt 
Päſſ 0 „gewöhnliche, welche auf gedruckten Formularen ausgeſtellt 
Werden „ 
andere Seepäſſe und Landpäſſe 2... reeen: 
Protokolle, welche in Privatangelegenheiten vor einem Notario, 
oder einem mit richterlichen oder polizeilichen Verrichtungen, 
oder mit Verwaltung öffentlicher allgemeiner Abgaben beauf⸗ 
tragten Staats⸗ oder Kommunalbeamken, oder einer dergleichen 
Behörde aufgenommen werden: 
a) wenn ſie die Stelle einer Beſchwerdeſchrift, Bittſchrift, Ein⸗ 
gabe, oder eines Geſuchs vertreten. 
b) wenn diejenigen Perſonen, mit welchen es aufgenommen 
wird, auf Erfordern eine Auskunft geben, oder eine Aus⸗ 
ſage als Zeugen ablegen, oder eine Verbindlichkeit zu einer 
Leiſtung oder W INN, dadurch übernehmen, inſofern 
nicht der in der erſten Abtheilung Pos. 45. bezeichnete 
l 

Rekognitions-Protokolle, wenn ſie die Stelle der Atteſte 

ii... 886 
wenn auf deren Grund Rekognitions⸗Atteſte ausgefertigt 
Werden CFF 

Requiſitionen, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 

Reſolutionen, ſchriftliche, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 

Schiffs meßbriefe, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 

Strafreſolute der Finanzbehörden, ſowie auch der Polizei⸗ 
behörden 88 

Taufſcheine, wie amtliche Atteſte, |. dieſe. 

Taxen von Grundſtücken ſind inſofern ſtempelpflichtig, als ſie 
wegen eines Privatintereſſes unter Aufficht einer öffentlichen Be 
hörde aufgenommen werden und erfordern alsdann einen Stempel 
B Re P 


Der Stempel wird jedoch nicht angewandt, wenn die Taxe 
zum Gebrauche bei einer Subhaſtation oder Erbtheilung auf⸗ 
genommen und in Folge deſſen von dem taxirten Gegenſtande 

ein Kaufſtempel oder eine Erbſchaftsabgabe entrichtet wird. 
Todtenſcheine, wie amtliche Atteſte, ſ. dieſe. 5 
Trauſcheine, desgleichen. 
Urlaubs⸗Ertheilungen, wie Ausfertigungen, f. dieſe. 
Verfügungen, amtliche, in Angelegenheiten des Empfängers, 
oder überhaupt an Privatperſonen in Privatangelegenheiten, wie 
Ausfertigungen, ſ. dieſe. 
V e en der Geiſtlichen und Schullehrer, wie Beſtallungen, 
ſ. dieſe. 5 i 5 
Vorſtellungen, wie Geſuche, f. dieſe. 


Gegeben Ems, den 7. Auguſt 1867. 


d. % Wilhelm 


Frh. v. d. Heydt. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


4 
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(Nr. 6762.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Juni 1867., betreffend die Abänderung der Be 
ſtimmungen des F. 11. des Geſetzes über die Verhältniſſe der Juden im 
Herzogthum Holſtein und des F. 16. der Verordnung vom 8. Februg 
1854. über die Verhältniſſe der Juden im Herzogthum Schleswig. 


Auf den Bericht vom 6. Juni d. J. will Ich in Abänderung der Beſtimmungen 
des F. 11. des Geſetzes über die Verhältniſſe der Juden im Herzogthum Holſtein 
und des F. 16. der Verordnung vom 8. Februar 1854. über die Verhältniſſt 
der Juden im Herzogthum Schleswig hierdurch die Befugniß zur Ernennung der 
jüdiſchen Geiſtlichen in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein, ſowie zur 
Feſtſetzung der denſelben aus Gemeindemitteln beizulegenden Einnahmen den be 
treffenden Regierungen übertragen. 

Berlin, den 24. Juni 1867. 


Wilhelm. 
v. Mühler. 


An die Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗ Angelegenheiten und des Innern. 


(Nr. 6763.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des zweiten N 
trages zu dem Statut der unter dem 16. Dezember 1856. beſtätig 
„Union, Aktiengeſellſchaft für See- und Flußverſicherungen in Stetti 
Vom 30. Juli 1867. i 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 22. J 
1867. den in dem notariellen Protokolle vom 2. Mai 1867. enthaltenen zwei 
Nachtrag zu dem Statut der unter dem 16. Dezember 1856. beſtätigten „Union, 
eu für See⸗ und Flußverſicherungen in Stettin“ zu genehmigen 
geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statutnachtrage wird durch das Amts 
blatt der Königlichen Regierung zu Stettin bekannt gemacht werden. a 

Berlin, den 30. Juli 1867. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Delbrück. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


